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Die Berufung des Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts
Reutlingen vom 15.Â MÃ¤rz 2023 wird zurÃ¼ckgewiesen.
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Der Beklagte hat auch die auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers im
Berufungsverfahren zu erstatten.

GrÃ¼nde

I.

Zwischen den Beteiligten steht die Ã�bernahme von Bestattungskosten im Streit.

Die 1950 geborene Schwester des KlÃ¤gers, M1, verstarb im Januar 2021. Die
Schwester des KlÃ¤gers lebte zuletzt in einer stationÃ¤ren Pflegeeinrichtung und
erhielt vom Beklagten Hilfe zur Pflege. Der KlÃ¤ger veranlasste die Bestattung
seiner Schwester. Hierdurch entstanden Kosten in HÃ¶he von 3.239,77Â â�¬ (fÃ¼r
Leichenschau, GebÃ¼hren fÃ¼r Feuerbestattung, Friedhof und Bestattungskosten),
die im Februar und MÃ¤rz 2021 fÃ¤llig wurden. Der KlÃ¤ger (geb. 1952), der als
Rentner vom Beklagten aufstockende Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung bezieht, war nicht in der Lage, diese Kosten zu bezahlen.

Anfang Januar 2021 (siehe Schreiben des Beklagten an den KlÃ¤ger vom 12. Januar
2021), mit Formantrag vom 25.Â Januar 2021 (Posteingang 17. Februar 2021),
beantragte der KlÃ¤ger beim Beklagten die Ã�bernahme der Bestattungskosten.
Vom Nachlassgericht erhielt der Beklagte mit Schreiben vom 15. Januar 2021 die
Mitteilung, dass nur der KlÃ¤ger als Erbe in Betracht komme.Â  Wegen
Ã�berschuldung seiner verstorbenen Schwester (offene Verbindlichkeiten rund
44.000,00Â â�¬) schlug der KlÃ¤ger zunÃ¤chst mit formlosem Schreiben vom
26.Â Januar 2021 und in der Folge zur Niederschrift beim Amtsgericht â��
Nachlassgericht â�� A1 am 16.Â Februar 2021 das Erbe aus. In der Folge schlugen
auch die Kinder des KlÃ¤gers die Erbschaft jeweils aus (so Auskunft des
Nachlassgerichts vom 22. August 2023).
Am 22.Â Juni 2021 bestellte das Nachlassgericht â�� bei gleichzeitiger Information
des Beklagten hierÃ¼ber â�� den Notarassessor R1 zum Nachlasspfleger. Dieser
wies den Beklagten mit Schreiben vom 29.Â Juni 2021 (Bl.Â 358 Verwaltungsakte
â�� VA -) auf die Ã�berschuldung hin und auch darauf, dass alle in Betracht
kommenden Erben die Erbschaft ausgeschlagen hÃ¤tten, und bat ferner um
Mitteilung Ã¼ber Forderungen des Beklagten gegen den Nachlass.

Am 13.Â Juli 2021 teilte die S1kasse Z1, bei der das Girokonto der verstorbenen
Schwester des KlÃ¤gers gefÃ¼hrt worden war, dem Nachlasspfleger mit, sie mache
aus einer titulierten Darlehensforderung eine RÃ¼ckzahlung in HÃ¶he von
2.448,17Â â�¬ geltend.

Ausweislich des vom Nachlasspfleger erstellten Nachlassverzeichnisses vom
27.Â Juli 2021 (Bl.Â 360 VA) bestand am Todestag auf dem Girokonto ein Guthaben
von 1.078,04Â â�¬ und standen dem gegenÃ¼ber Verbindlichkeiten aus einer
Beitragsforderung der DAK in HÃ¶he von 38.902,37Â â�¬, des Z2-Klinikums gGmbH
wegen der Leichenschau in HÃ¶he von 175,77Â â�¬ (Anmerkung: richtigerweise
lautet der Betrag auf 165,77 â�¬), die schon erwÃ¤hnte Forderung aus
Kontokorrentkredit der S1kasse Z1 in HÃ¶he von 2.448,00Â â�¬, sowie
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1.283,67Â â�¬ der H1 Inkasso und 1.138,97Â â�¬ der H2 Inkasso, insgesamt
43.948,78Â â�¬ (Anmerkung: richtigerweise 43.938,78 â�¬).

Nach dem Tod der Schwester am 6.Â Januar 2021 fanden auf ihrem Girokonto im
Jahr 2021 (neben den monatlich anfallenden KontogebÃ¼hren) noch folgende
Buchungen statt:
6.Â Januar 2021: Guthaben 1.078,04Â â�¬
15.Â Januar: Abbuchung 559,44Â â�¬ â�� RÃ¼ckÃ¼berweisung Ã¼berzahlter
Leistungen an den Beklagten
24.Â MÃ¤rz: Zufluss 3.077,68Â â�¬ â�� RÃ¼ckÃ¼berweisung von Heimentgelt
20. Juli: Abbuchung 2.448,17Â â�¬ -Darlehensforderung der S1kasse
21.Â Juli: AuflÃ¶sung des Kontos mit einem Restguthaben von 1.063,00Â â�¬.

Das Restguthaben wurde fÃ¼r die GebÃ¼hren des Nachlassgerichts und der
Nachlasspflegschaft verbraucht.

Mit Bescheid vom 15.Â Oktober 2021 (Bl.Â 371 VA) lehnte der Beklagte den Antrag
auf Ã�bernahme der Bestattungskosten ab. Die hier angefallenen
Bestattungskosten der Firma B1 in HÃ¶he von 1.637,00Â â�¬, FriedhofsgebÃ¼hren
der Stadt A1 in HÃ¶he von 942,00Â â�¬ sowie der GebÃ¼hrenbescheid fÃ¼r die
Feuerbestattung in HÃ¶he von 495,00Â â�¬, insgesamt 3.239,77Â â�¬
(einschlieÃ�lich der vom Beklagten nicht ausdrÃ¼cklich erwÃ¤hnten
LeichenschaugebÃ¼hr in HÃ¶he von 165,77 â�¬) seien anzuerkennender Bedarf.
Jedoch sei zu prÃ¼fen gewesen, ob der vorhandene Nachlass zur Deckung der
Bestattungskosten ausreiche. Ausweislich der Akten sei nach RÃ¼ckerstattung des
Heimentgeltes ein Nachlass in HÃ¶he von 3.596,28Â â�¬ vorhanden gewesen, mit
dem die anerkennungsfÃ¤higen Bestattungskosten komplett hÃ¤tten gedeckt
werden kÃ¶nnen. Daher sei der Antrag abzulehnen gewesen.

Der hiergegen erhobene Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid vom
3.Â Januar 2022 zurÃ¼ckgewiesen.

Dagegen hat der KlÃ¤ger am 20.Â Januar 2022 beim Sozialgericht (SG) Reutlingen
Klage erhoben. Zur BegrÃ¼ndung hat die BevollmÃ¤chtigte des KlÃ¤gers
vorgetragen, der KlÃ¤ger habe keinen Zugriff auf den Nachlass gehabt. Der S1kasse
habe wegen ihrer Darlehensforderung gegenÃ¼ber seiner Schwester ein AGB-
Pfandrecht zugestanden, das auch fÃ¼r den Nachlasspfleger einen Zugriff auf das
Kontoguthaben zur Begleichung der Bestattungskosten ausgeschlossen habe. Die
Bestattungskosten seien nicht vorrangig gewesen.

Der Beklagte war dem entgegengetreten und hat ausgefÃ¼hrt, die
Bestattungskosten seien gegenÃ¼ber dem AGB-Pfandrecht bevorrechtigt gewesen.
Das Pfandrecht sei erst sechs Monate nach dem Tod der Schwester des KlÃ¤gers
geltend gemacht worden. Es gehe zu Lasten des KlÃ¤gers, dass er sich nicht
rechtzeitig an den Nachlasspfleger gewandt habe.

Das SG hat mit Urteil vom 15.Â MÃ¤rz 2023 den Beklagten unter Aufhebung des
Bescheides vom 15.Â Oktober 2021 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
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3.Â Januar 2022 verpflichtet, die Kosten der Bestattung der Schwester des KlÃ¤gers
zu Ã¼bernehmen.
Das SG hat hierbei die Auffassung vertreten, dass ausgehend von der hier
maÃ�geblichen gesetzlichen Regelung in Â§Â 74 Sozialgesetzbuch ZwÃ¶lftes Buch
â�� Sozialhilfe â�� (SGBÂ XII) die erforderlichen Kosten einer Bestattung zu
Ã¼bernehmen seien, soweit den hierzu Verpflichteten nicht zugemutet werden
kÃ¶nne, die Kosten zu tragen.
Die streitgegenstÃ¤ndlichen Bestattungskosten in HÃ¶he von 3.239,77Â â�¬ (wobei
in der Bezifferung des KlÃ¤gers vom 30.Â  Mai 2022 offensichtlich die 165,77Â â�¬
fÃ¼r die Leichenschau fehlten) seien erforderliche Bestattungskosten. Den
vorliegenden Rechnungen sei zu entnehmen, dass eine sehr einfache Bestattung
durchgefÃ¼hrt worden sei.
Der KlÃ¤ger sei auch, obwohl er das Erbe ausgeschlagen habe, zur Veranlassung
und Finanzierung der Bestattung verpflichtet gewesen. Erben, die (vorrangig) nach 
Â§Â 1968 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB) die Kosten der Beerdigung hÃ¤tten
tragen mÃ¼ssen, seien nicht vorhanden. Damit habe den KlÃ¤ger als Bruder der
Verstorbenen die Kostentragungspflicht nach Â§Â§Â 21 Abs.Â 1 Nr.Â 1,Â 31
Bestattungsgesetz Baden-WÃ¼rttemberg (BestattG BW) getroffen.
Dem KlÃ¤ger kÃ¶nne nicht zugemutet werden, die Kosten zu tragen. Der KlÃ¤ger
sei â�� wie auch seine verstorbene Schwester â�� EmpfÃ¤nger von aufstockenden
Leistungen nach dem SGBÂ XII, er sei mithin selbst bedÃ¼rftig. Nach den im
Zusammenhang mit dem streitgegenstÃ¤ndlichen Antrag eingereichten Unterlagen
sei bei ihm kein SchonvermÃ¶gen vorhanden, das im Ansatz fÃ¼r die
Bestattungskosten ausgereicht hÃ¤tte.
Es treffe zu, dass auf dem Konto der Schwester des KlÃ¤gers nach der
RÃ¼ckÃ¼berweisung des Heimentgelts in der Zeit vom 24.Â MÃ¤rz 2021 bis
20.Â Juli 2021 ein Guthaben vorhanden gewesen sei, das zur Begleichung der
Bestattungskosten ausgereicht hÃ¤tte. Jedoch habe der KlÃ¤ger nach Ausschlagung
des Erbes keinen Zugriff auf dieses Konto mehr gehabt.
Weiter treffe zu, dass der KlÃ¤ger sich wegen der Begleichung der offenen
Bestattungskosten an den Nachlasspfleger hÃ¤tte wenden kÃ¶nnen. Dass er dies
nicht getan habe, fÃ¼hre jedoch nicht zu der Annahme, dass ihm die Tragung der
Bestattungskosten deswegen nun zuzumuten sei. Er sei dazu nicht in der Lage.
UnabhÃ¤ngig vom Streit zwischen den Beteiligten um die Bedeutung des AGB-
Pfandrechts der S1kasse stehe fest, dass das Geld auf dem Konto der Schwester
inzwischen schlicht nicht mehr vorhanden sei.Â  Der Nachlasspfleger, den die
Hauptverantwortung bei der Kontenabwicklung getroffen habe, sei â�� wie seinem
im Gerichtsverfahren vom KlÃ¤ger vorgelegten Schreiben klar zu entnehmen sei
â�� nicht gewillt, an diesem Zustand im Sinne einer RÃ¼ckabwicklung von
Transaktionen und Begleichung der Bestattungskosten etwas zu Ã¤ndern.
Soweit der Beklagte der Auffassung sei, das ABG-Pfandrecht der S1kasse sei zu
Lasten des KlÃ¤gers zu Unrecht geltend gemacht worden oder der Nachlasspfleger
habe zu Lasten des KlÃ¤gers nicht sorgfÃ¤ltig gehandelt, stehe es dem Beklagten
frei, dies nach einer Ã�berleitung gemÃ¤Ã� Â§Â 93 SGBÂ XII selbst mit der S1kasse
oder dem Nachlasspfleger zu klÃ¤ren. Dem KlÃ¤ger sei ein Rechtsstreit mit der
S1kasse oder dem Nachlasspfleger angesichts sehr fragwÃ¼rdiger
Erfolgsaussichten nicht zuzumuten. Dabei sei zu bedenken, dass die GlÃ¤ubiger der
Bestattungskosten schon lange auf ihr Geld warten wÃ¼rden und dem Beklagten,
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der umgehend Ã¼ber die Bestellung des Nachlasspflegers informiert worden sei
und bei dem zu diesem Zeitpunkt das Verfahren nach Â§Â 74 SGBÂ XII schon lange
gelaufen sei, selbst auf den Nachlasspfleger hÃ¤tte zugehen kÃ¶nnen und zwar
noch vor der AusÃ¼bung des Pfandrechts am 20.Â Juli 2021. Es sei nachvollziehbar,
dass der KlÃ¤ger nach der Ausschlagung des deutlich Ã¼berschuldeten Erbes nicht
daran gedacht habe, dass vom Konto der Schwester doch noch etwas â��zu
holenâ�� sein kÃ¶nnte. Dass er â�� und wohl auch der Beklagte â�� nicht an die
Option der RÃ¼ckÃ¼berweisung von Heimkosten gedacht habe, sei verstÃ¤ndlich.
Ã�ber die maÃ�geblichen KontostÃ¤nde sei von Januar bis Juli 2021 letztlich nur die
Bank und der Nachlasspfleger informiert gewesen.

Der Beklagte hat gegen das ihm mit Empfangsbekenntnis am 20.Â MÃ¤rz 2023
zugestellte Urteil am 11.Â April 2023 Berufung zum Landessozialgericht (LSG)
Baden-WÃ¼rttemberg erhoben. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt der Beklagte an, die
Bestattungskosten zÃ¤hlten zu den Erbfallschulden und diese wiederum zu den
Nachlassverbindlichkeiten (vgl. Â§Â 1968 BGB). Hierbei seien die Bestattungskosten
gegenÃ¼ber den weiteren Nachlassverbindlichkeiten, wie z.B. Erblasserschulden,
bevorrechtigt. Die Nachlassverbindlichkeiten seien grundsÃ¤tzlich aus dem
Nachlass zu begleichen. Erst wenn der Nachlass zur Tragung der Bestattungskosten
nicht ausreiche und den zur Tragung der Bestattungskosten Verpflichteten nicht
zugemutet werden kÃ¶nne, die Kosten zu tragen, seien gemÃ¤Ã� Â§Â 74 SGBÂ XII
die erforderlichen Kosten einer Bestattung, hier in HÃ¶he von insgesamt
3.239,70Â â�¬ zu Ã¼bernehmen.
Das Girokonto der Verstorbenen bei der S1kasse Z1 habe am Todestag, dem
6.Â JanuarÂ 2021, ein Guthaben von 1.078,04Â â�¬ ausgewiesen. Nachdem die
Verstorbene bis zum Tod Sozialhilfeleistungen fÃ¼r den stationÃ¤ren
Heimaufenthalt bezogen habe, sei aus diesem Guthaben zunÃ¤chst die aufgrund
des Todes fÃ¼r den Monat Januar 2021 entstandene Ã�berzahlung an Sozialhilfe in
HÃ¶he von 559,44Â â�¬ zu begleichen gewesen. Damit habe sich der bereinigte
Guthabenstand des Girokontos auf 518,60Â â�¬ reduziert. Diesem Giroguthaben sei
die RÃ¼ckzahlung des Pflegeheims in HÃ¶he von 3.077,68Â â�¬, welche am
24.Â MÃ¤rz 2021 auf dem Girokonto der Verstorbenen eingegangen sei,
hinzuzurechnen, sodass ein Nachlass von 3.596,28Â â�¬ zur Deckung der
Bestattungskosten in HÃ¶he von 3.239,70Â â�¬ zur VerfÃ¼gung gestanden habe.
Es werde insoweit ausdrÃ¼cklich auf den Schriftsatz des Nachlassverwalters vom
27.Â Juli 2021 mit Nachlassverzeichnis und Umsatzaufstellung seit dem Todestag
verwiesen. Nachdem die vor anderen GlÃ¤ubigern bevorrechtigten
Bestattungskosten von 3.239,70Â â�¬ vollumfÃ¤nglich aus dem Nachlass in HÃ¶he
von 3.596,28Â â�¬ hÃ¤tten gedeckt werden kÃ¶nnen, liege kein
sozialhilferechtlicher Bedarf gemÃ¤Ã� Â§Â 74Â SGBÂ XII vor.
Der in der Sozialhilfe geltende Nachranggrundsatz gebiete, dass
Sozialhilfeleistungen erst dann einzusetzen seien, wenn der Bedarf nicht
anderweitig durch Einkommen und VermÃ¶gen gedeckt werden kÃ¶nne. Dies sei
hier eindeutig der Fall. Die Gutschrift des Pflegeheimes sei eindeutig dem Nachlass
der Verstorbenen als bereite Mittel zuzurechnen.
Dass sich der KlÃ¤ger wegen der Begleichung der Bestattungskosten nicht an den
Nachlassverwalter gewandt habe, kÃ¶nne nicht zu Lasten des Beklagten gehen.
Dem KlÃ¤ger sei es wegen des Nachranggrundsatzes zumutbar, sich selbst an den
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Nachlassverwalter zu wenden und dort die entstandenen Bestattungskosten zur
Begleichung vorzulegen und einzufordern. Die Abrechnung der Bestattungskosten
aus dem vorhandenen Nachlass gehÃ¶re mitnichten zu den Aufgaben des
Beklagten. Dieser habe auch nicht dafÃ¼r Sorge zu tragen, dass die
Bestattungskosten gegenÃ¼ber dem Nachlasspfleger geltend gemacht wÃ¼rden.
Es handele sich hierbei um einen privatrechtlichen Vorgang. Diese Abrechnung sei
vom Bestattungspflichtigen selbst direkt mit dem Nachlasspfleger vorzunehmen
und durchzufÃ¼hren.
Ebenso wenig liege es im Verantwortungsbereich des Beklagten, dass das Guthaben
aus der RÃ¼ckÃ¼berweisung der Heimkosten nicht mehr zur VerfÃ¼gung stehe.
Das Guthaben habe in der Zeit vom 24.Â MÃ¤rz 2021 bis 19.Â Juli 2021 als bereite
Mittel auf dem Nachlasskonto, Ã¼ber das der Nachlasspfleger habe verfÃ¼gen
kÃ¶nnen, bestanden. Der Beklagte sei zwar vom Nachlasspfleger davon unterrichtet
worden, dass eine Nachlasspflegschaft eingerichtet worden sei, er kÃ¶nne aber
gegenÃ¼ber dem Nachlasspfleger nur eigene Forderungen aus gewÃ¤hrter
Sozialhilfe geltend machen.

Der Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Reutlingen vom 15.Â MÃ¤rz 2023 aufzuheben und
die Klage abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung des Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.

Der KlÃ¤ger hÃ¤lt die Entscheidung des SG fÃ¼r zutreffend. Die
KlÃ¤gerbevollmÃ¤chtigte verweist u.a. darauf, dass sie bereits im erstinstanzlichen
Verfahren darauf hingewiesen habe, dass die Bestattungskosten entgegen der
Annahme des Beklagten nicht vorrangig vor dem AGB-Pfandrecht der S1kasse zu
berÃ¼cksichtigen seien. So habe man mit Schriftsatz vom 30.Â MÃ¤rz 2022 die
allgemeinen GeschÃ¤ftsbedingungen der S1kasse Z1 Ã¼bersandt und hierbei auf
Nr.Â 21 der AGB verwiesen. Hier werde unter Ziff.Â 3 ausgefÃ¼hrt, dass das
Pfandrecht alle bestehenden und kÃ¼nftigen, auch bedingten oder befristeten,
auch gesetzlichen AnsprÃ¼che der S1kasse gegen den Kunden sichere, die die
S1kasse im Zusammenhang mit der GeschÃ¤ftsverbindung erwerbe. Die zur
BegrÃ¼ndung des AGB-Pfandrechts erforderliche Einigung liege in der Anerkennung
der allgemeinen GeschÃ¤ftsbedingungen. Der Rang des Pfandrechts der Bank
bemesse sich nach dem Zeitpunkt der Bestellung, sodass das Pfandrecht des
Kreditinstituts dem spÃ¤ter bestellten Pfandrecht einer dritten Person selbst dann
im Range vorgehe, wenn eine zu sichernde Forderung des Kreditinstituts erst
danach entstehen sollte. Vor diesem Hintergrund sei das Pfandrecht der S1kasse
am Girokontoguthaben bereits im Zeitpunkt des Todes der Erblasserin entstanden
gewesen, sodass insoweit eine VerfÃ¼gungsberechtigung des Nachlasspflegers
Ã¼berhaupt nicht mehr vorhanden gewesen sei. Dementsprechend habe auch
keine Zahlung der Bestattungskosten erfolgen kÃ¶nnen. Es hÃ¤tten damit keine
bereiten Mittel vorgelegen. Insoweit hÃ¤tte auch nicht die MÃ¶glichkeit bestanden,
dass vor Verrechnung der offenen Forderung aus dem gekÃ¼ndigten Darlehen der
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Erblasserin und dem Guthaben auf dem gekÃ¼ndigten Girokonto Zahlungen durch
den Nachlasspfleger auf die Bestattungskosten hÃ¤tten erbracht werden kÃ¶nnen.
Dies sei rechtlich ausgeschlossen. Entgegen den AusfÃ¼hrungen des Beklagten
habe damit keine anderweitige Bedarfsdeckung vorgelegen.

Mit Schreiben vom 30.Â August 2023 wurden die Beteiligten darÃ¼ber in Kenntnis
gesetzt, dass die Berufung nach vorlÃ¤ufiger EinschÃ¤tzung des Senates keine
Aussicht auf Erfolg haben dÃ¼rfte und die MÃ¶glichkeit bestehe, dass der Senat die
Berufung auch ohne mÃ¼ndliche Verhandlung und ohne Mitwirkung ehrenamtlicher
Richter durch Beschluss zurÃ¼ckweise, wenn er sie einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet
und eine mÃ¼ndliche Verhandlung nicht fÃ¼r erforderlich halte. Den Beteiligten
war Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben worden.

Nachdem der Beklagte an der Berufung festgehalten hat, war der Beklagte
darÃ¼ber hinaus mit Schreiben vom 18.Â September 2023 auch auf die
MÃ¶glichkeit der VerhÃ¤ngung von Missbrauchskosten nach Â§Â 192
Sozialgerichtsgesetz (SGG) hingewiesen worden.

Der Beklagte hielt auch danach mit Schreiben vom 20.Â September 2023 an seiner
Berufung fest und fÃ¼hrte ergÃ¤nzend noch aus, der Grundsatz, dass nur
â��bereite Mittelâ�� als SelbsthilfemÃ¶glichkeit nach Â§Â 2 Abs.Â 1 SGBÂ XII
berÃ¼cksichtigt werden kÃ¶nnten, gelte insoweit fÃ¼r die Ã�bernahme von
Bestattungskosten nach Â§Â 74 SGBÂ XII nicht. Denn die danach bezweckte
Freistellung von der Verpflichtung zur Zahlung von Bestattungskosten sei keine
Hilfe in einer aktuellen Notlage, deren Behebung keinen Aufschub erfordere (mit
Hinweis auf ein Urteil des Oberverwaltungsgerichts NRW vom 30.Â Oktober 1997
â�� 8 A 3151/95 -).Â 
Dem KlÃ¤ger sei es deshalb zuzumuten gewesen, die RÃ¼ckzahlung der
Heimkosten von 3.077,68Â â�¬, welche dem Nachlass am 24.Â MÃ¤rz 2021
zugeflossen sei und als bereite Mittel zur Bezahlung der fÃ¤lligen Bestattungskosten
zur VerfÃ¼gung gestanden habe, einzusetzen.
Ein Nachweis, dass ein RÃ¼ckgriff auf den Nachlass nicht mÃ¶glich gewesen sei
bzw. zeitnah nicht durchzusetzen gewesen sei, sei vom KlÃ¤ger als
Bestattungspflichtigen und letztendlich Kostentragungspflichtigen nicht gefÃ¼hrt
worden. Der KlÃ¤ger habe sich vorliegend weder an die Bank noch an den
Nachlasspfleger zeitnah gewandt und sei somit seiner Verpflichtung als
Antragsteller nach Â§Â 74 SGBÂ XII, die anspruchsbegrÃ¼ndenden Tatsachen
dahingehend nachzuweisen, dass ein RÃ¼ckgriff auf den Nachlass nicht mÃ¶glich
sei, nicht nachgekommen. Der KlÃ¤ger habe weder den Antrag auf Ã�bernahme der
Bestattungskosten rechtzeitig in angemessener Frist gestellt, noch habe er sich um
einen Ausgleich der Bestattungskostenrechnungen durch den Nachlass bemÃ¼ht.
Er habe die Bestattungskostenrechnungen nicht der Bank nach Erhalt zur
Begleichung vorgelegt.
Zum Zeitpunkt des Zuflusses des Betrages in HÃ¶he von 3.077,68Â â�¬ hÃ¤tten die
Bestattungskosten des KlÃ¤gers bereits vorgelegen. Die Rechnung des
Bestattungsinstituts datiere vom 6.Â FebruarÂ 2021 und sei an den KlÃ¤ger
adressiert worden. Der GebÃ¼hrenbescheid fÃ¼r die Friedhofs- und
BestattungsgebÃ¼hren datiere vom 11.Â Februar 2021 und sei ebenfalls an den
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KlÃ¤ger adressiert gewesen. Das Guthaben habe zur Verwendung bis zum 19.Â Juli
2021 zur VerfÃ¼gung gestanden. Dem KlÃ¤ger sei es damit unschwer mÃ¶glich
gewesen, innerhalb von Ã¼ber fÃ¼nf Monaten die Rechnungen bei der Bank
einzureichen und die Zahlung der Bestattungskosten bei der Bank zu veranlassen,
was nachweislich nicht erfolgt sei. Einer Erbenstellung des KlÃ¤gers hÃ¤tte es
hierzu nachweislich nicht bedurft. Auch ohne einen Erbschaftsnachweis wÃ¼rden
die erforderlichen Bestattungskosten von der Bank bedient und an die GlÃ¤ubiger
zur Auszahlung gebracht.
Allein der Umstand, dass der KlÃ¤ger der Ansicht gewesen sei, dass der Nachlass
vÃ¶llig Ã¼berschuldet sei und er die Kontaktaufnahme mit dem Nachlasspfleger
fÃ¼r beschwerlich gehalten habe, reiche nicht aus, um die MÃ¶glichkeit der
genannten Selbsthilfe durch Verwertung des NachlassvermÃ¶gens zu verneinen.
Angesichts dessen wÃ¤re es dem KlÃ¤ger im Sinne von Â§Â 74 SGBÂ XII vielmehr
zuzumuten gewesen, die erforderlichen Schritte bei der Bank und dem
Nachlasspfleger einzuleiten, um das Kontoguthaben zur Begleichung der
Bestattungskosten einzusetzen. Die UntÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers hinsichtlich des
RÃ¼ckgriffs in den zur VerfÃ¼gung stehenden Nachlass kÃ¶nne nicht zu Lasten des
Beklagten gehen.
Im Ã�brigen hÃ¤tte auch der Nachlasspfleger beim KlÃ¤ger nach den
Bestattungskosten nachfragen mÃ¼ssen. So fielen regelmÃ¤Ã�ig bei TodesfÃ¤llen
Bestattungskosten in erheblicher HÃ¶he an. Gerade in FÃ¤llen, bei denen alle Erben
ausgeschlagen hÃ¤tten und ein Nachlasspfleger einzusetzen gewesen sei, sei
zumindest auch die Bezahlung der Bestattungskosten noch zu regeln.
Bestattungskosten seien vorrangig vor anderen Verbindlichkeiten des Erblassers
aus dem Nachlass zu bedienen. Dies sei auch den Banken und Kreditinstituten
bekannt.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf die Verwaltungsakten des Beklagten sowie die Gerichtsakten
erster und zweiter Instanz Bezug genommen.

II.

Die Berufung des Beklagten hat keinen Erfolg.

Der Senat entscheidet Ã¼ber die nach den Â§Â§Â 143, 144 Abs.Â 1, Abs.Â 3 SGG
statthafte, unter Beachtung der maÃ�geblichen Form- und Fristvorschriften
(Â§Â 151 Abs.1 und Abs.Â 3 SGG) eingelegte zulÃ¤ssige Berufung nach AnhÃ¶rung
der Beteiligten, die fÃ¼r den Senat keinen Anlass zu einem anderen Verfahren
gegeben hat, gemÃ¤Ã� Â§Â 153 Abs.Â 4 SGG durch Beschluss, weil er die Berufung
einstimmig fÃ¼r unbegrÃ¼ndet und eine mÃ¼ndliche Verhandlung nicht fÃ¼r
erforderlich hÃ¤lt.

Die Berufung des Beklagten ist unbegrÃ¼ndet. Das SG hat zu Recht einen Anspruch
des KlÃ¤gers auf Ã�bernahme der Bestattungskosten bejaht.

Gegenstand des mit der kombinierten Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§ 54 Abs.
1 undÂ 4, Â§ 56 SGG) gefÃ¼hrten Verfahrens ist der Bescheid des Beklagten vom
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15. Oktober 2021 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 3. Januar 2022,
mit dem der Beklagte als sachlich und Ã¶rtlich zustÃ¤ndiger SozialhilfetrÃ¤ger
(Â§Â§Â 97 Abs.Â 1, 98 Abs.Â 3 SGBÂ XII i.V.m. Â§Â 2 Gesetz zur AusfÃ¼hrung des
ZwÃ¶lften Buches Sozialgesetzbuch â�� AGSG Baden-WÃ¼rttemberg) die
Ã�bernahme von Bestattungskosten fÃ¼r die verstorbene Schwester des KlÃ¤gers
in HÃ¶he von 3.239,77 â�¬ abgelehnt hat.

1.
Rechtsgrundlage fÃ¼r den vom KlÃ¤ger geltend gemachten Anspruch ist Â§ 74 SGB
XII (in der Fassung des Gesetzes zur Einordnung des Sozialhilferechts in das
Sozialgesetzbuch vom 27. Dezember 2003 â�� Bundesgesetzblatt I Seite 3022).
Danach werden die erforderlichen Kosten einer Bestattung Ã¼bernommen, soweit
den hierzu Verpflichteten nicht zugemutet werden kann, die Kosten zu tragen.

Der KlÃ¤ger ist zur Tragung der Bestattungskosten verpflichtet und damit
Anspruchsberechtigter nach Â§ 74 SGB XII. Der KlÃ¤ger hat zwar das Erbe
ausgeschlagen, sodass er nicht als Erbe bereits zur Tragung der Kosten der
Bestattung verpflichtet wÃ¤re, er ist allerdings gemÃ¤Ã� den Â§Â§ 21 Abs.Â 1
Nr.Â 1, 30 Abs. 1 SatzÂ 1 i.V.m. Â§ 31 Abs. 1 Satz 1 Bestattungsgesetz Baden-
WÃ¼rttemberg als AngehÃ¶riger verpflichtet fÃ¼r die Bestattung zu sorgen und
damit auch die entsprechenden Kosten zu tragen, nachdem kein (vorrangiger) Erbe
(Â§ 1968 BGB) vorhanden gewesen war.

Als nÃ¤chstes ist festzustellen, dass die vom KlÃ¤ger insgesamt geltend gemachten
Bestattungskosten auch als angemessene und erforderliche Kosten im Sinne von Â§
74 SGB XII anerkannt werden kÃ¶nnen.
Dabei ist den angemessenen WÃ¼nschen des bestattungspflichtigen KlÃ¤gers (Â§ 9
Abs. 2 SGB XII) und ggf. des Verstorbenen (Â§ 9 Abs. 1 SGB XII) Rechnung zu tragen
und unter Beachtung religiÃ¶ser Bekenntnisse (Art 4 Grundgesetz ) mit RÃ¼cksicht
auf die auch nach dem Tod zu beachtende MenschenwÃ¼rde eine den
IndividualitÃ¤tsgrundsatz berÃ¼cksichtigende Entscheidung zu treffen (BSG Urteil
vom 4. April 2019 â�� B 8 SO 10/18 R -, juris Rn. 13; BSG Urteil vom 25. August
2011 â�� B 8 SO 20/10 R â�� BSGE 109, 61 = SozR 4-3500 Â§ 74 Nr. 2; juris
Rn.Â 18 mwN). Ã�bernahmefÃ¤hig sind dabei allerdings nur die Bestattungskosten
selbst, zu denen im Sinne eines Zurechnungszusammenhangs, aber auch nach dem
Wortlaut, nur die Kosten gehÃ¶ren, die unmittelbar der Bestattung (unter Einschluss
der ersten Grabherrichtung) dienen bzw. mit der DurchfÃ¼hrung der Bestattung
untrennbar verbunden und angemessen sind (vgl. im Einzelnen BSG Urteil vom
25.Â August 2011 â�� B 8 SO 20/10 R -, juris Rn, 19 ff). Bei der Frage, ob diese
Bestattungskosten erforderlich sind, sind die ortsÃ¼blichen Preise zu ermitteln und
dabei zu berÃ¼cksichtigen, dass dem Bestattungspflichtigen im Hinblick auf die ihm
Ã¼blicherweise zur VerfÃ¼gung stehende nur kurze Zeit und die besondere
(Belastungs-)Situation keine umfassende PrÃ¼fungspflicht abverlangt werden kann,
welches der vor Ort oder im erweiterten Umkreis ansÃ¤ssigen
Bestattungsunternehmen die gÃ¼nstigsten Bedingungen bieten kann (BSG Urteil
vom 4. April 2019 â�� B 8 SO 10/18 R -, juris Rn. 13; Urteil vom 25. August 2011
â�� B 8 SO 20/10 R -, juris Rn. 22). Die hier angefallenen Bestattungskosten in
HÃ¶he von 1.637 â�¬, LeichenschaugebÃ¼hr in HÃ¶he von 165,77Â â�¬,

                             9 / 14

https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/97.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/98.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/74.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/74.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/74.html
https://dejure.org/gesetze/BGB/1968.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/74.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/74.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/9.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/9.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_XII/9.html
https://dejure.org/gesetze/GG/4.html
https://dejure.org/gesetze/GG/4.html
https://dejure.org/gesetze/GG/4.html
https://dejure.org/gesetze/GG/4.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%2010/18%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%2020/10%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=BSGE%20109,%2061
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%2020/10%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%2010/18%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%208%20SO%2020/10%20R


 

FriedhofsgebÃ¼hren der Stadt A1 in HÃ¶he von fÃ¼r 942 â�¬ sowie der
GebÃ¼hrenbescheid fÃ¼r die Feuerbestattung in HÃ¶he von 495 â�¬, insgesamt
3.239,77 â�¬ sind â�� wie bereits vom Beklagten selbst im Bescheid vom 15.
Oktober 2021 ausgefÃ¼hrt â�� auch aus Sicht des Senates alsÂ  Aufwand fÃ¼r die
Bestattung anzuerkennen. Der Rechnung des Bestattungsinstituts kann auch ohne
weiteres entnommen werden, dass hier eine sehr einfache Bestattung
durchgefÃ¼hrt worden ist.

2.
Als nÃ¤chstes ist zu prÃ¼fen, ob es dem KlÃ¤ger zumutbar ist, die erforderlichen
Kosten der Bestattung zu tragen. Der BeurteilungsmaÃ�stab dafÃ¼r, was dem
Verpflichteten zugemutet werden kann, bestimmt sich zunÃ¤chst nach den
allgemeinen GrundsÃ¤tzen des Sozialhilferechts (siehe BSG Urteil vom 4. April 2019
â�� B 8 SO 10/18 R â�� juris Rn. 14 mit Hinweis auf BSG Urteil vom 29.Â September
2009 â�� B 8 SO 23/08 R â�� BSGE 104, 219 = SozR 4-3500 Â§Â 74 Nr. 1, juris Rn.
14; Schlette in Hauck/Noftz, SGB XII, Stand Mai 2013, K Â§ 74 Rn. 10; Gotzen, ZfF
2006, 1, 3). Dabei sind stets die UmstÃ¤nde des Einzelfalls entscheidend (BT-Drs.
03/1799 S 40; Greiser/Eicher/Siefert in jurisPK-SGBÂ XII, 2. Aufl 2014, Â§ 74 Rn.Â 60;
Berlit in Lehr- und Praxiskommentar SGB XII, 10. Aufl 2015, Â§ 74 Rn. 7). Da Â§ 74
SGB XII den Anspruch auf KostenÃ¼bernahme nicht zwingend an die BedÃ¼rftigkeit
des Verpflichteten knÃ¼pft, sondern die eigenstÃ¤ndige Leistungsvoraussetzung
der Unzumutbarkeit verwendet (Bundesverwaltungsgericht Urteil vom 5. Juni 1997
â�� 5 C 13/96 â�� BVerwGE 105, 51 ff, juris Rn. 9), nimmt er im Recht der
Sozialhilfe eine Sonderstellung ein. Die Regelung unterscheidet sich von anderen
Leistungen des FÃ¼nften bis Neunten Kapitels u.a. dadurch, dass der Bedarf bereits
vorzeitig (vor Antragstellung) gedeckt sein kann, eine Notlage, die andere
SozialhilfeansprÃ¼che regelmÃ¤Ã�ig voraussetzen, also nicht mehr gegeben sein
muss. Die Verpflichtung des zustÃ¤ndigen TrÃ¤gers der Sozialhilfe setzt nach Â§ 74
SGB XII nur voraus, dass die (ggf. bereits beglichenen) Kosten â��erforderlichâ��
sind und es dem Verpflichteten nicht â��zugemutetâ�� werden kann, diese Kosten
(endgÃ¼ltig) zu tragen (BSG Urteil vom 4.Â April 2019 â�� B 8 SO 10/18 R â�� juris
Rn. 14; BSG Urteil vom 29. September 2009 â�� B 8 SO 23/08 R â�� BSGE 104, 219
= SozR 4-3500 Â§ 74 Nr. 1, juris Rn. 14).

a.)
Neben den wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnissen des Verpflichteten kÃ¶nnen im Rahmen
der Zumutbarkeit aber auch UmstÃ¤nde eine Rolle spielen, die im Allgemeinen
sozialhilferechtlich unbeachtlich sind, denen jedoch vor dem Hintergrund des
Zwecks des Â§ 74 SGB XII Rechnung getragen werden muss (H. Schellhorn in
Schellhorn/Hohm/Scheider, SGB XII, 19. Aufl 2015, Â§Â 74 Rn. 10; Grube in
Grube/Wahrendorf, SGB XII, 6. Aufl 2018, Â§ 74 Rn. 37). Selbst wenn die
Kostentragung nicht zur Ã�berschuldung oder gar zur SozialhilfebedÃ¼rftigkeit des
Kostenverpflichteten fÃ¼hrt, kann deshalb der Gesichtspunkt der wirtschaftlichen
Auswirkungen einer Kostenbelastung beachtlich sein (BSG Urteil vom 4. April 2019
â�� B 8 SO 10/18 R -, juris Rn. 15; BVerwG Urteil vom 29. Januar 2004 â�� 5 C 2.03
â�� BVerwGE 120, 111, 114, juris Rn. 18; BSG Urteil vom 29.Â September 2009
â��Â BÂ 8 SO 23/08 R â�� BSGE 104, 219 = SozR 4-3500 Â§Â 74 Nr. 1, juris Rn. 14).
Der Begriff der Zumutbarkeit ist damit nach MaÃ�gabe der UmstÃ¤nde des
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Einzelfalls auszulegen (BVerwG Urteil vom 29. Januar 2004 â�� 5 C 2.03 â�� aaO;
BSG Urteil vom 4. April 2019 â�� B 8 SO 10/18 R -, juris Rn.Â 15). Er ist wie der
Begriff der Erforderlichkeit ein gerichtlich voll Ã¼berprÃ¼fbarer unbestimmter
Rechtsbegriff (H. Schellhorn, aaO, Rn. 10; Berlit in LPK-SGB XII, 10. Aufl 2015, Â§ 74
Rn. 7). Dabei macht das Wort â��soweitâ�� in Â§ 74 SGB XII deutlich, dass in
FÃ¤llen, in denen dem Verpflichteten die Kostentragung nur teilweise zuzumuten
ist, die Sozialhilfe die Restkosten zu Ã¼bernehmen hat (H. Schellhorn aaO). Eine
besondere Bedeutung kommt gleichwohl im Rahmen der PrÃ¼fung der
Zumutbarkeit zunÃ¤chst den wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnissen des Verpflichteten zu
(BSG Urteil vom 4. April 2019 â�� B 8 SO 10/18 R -, juris Rn. 15). Liegen die
gesetzlichen Voraussetzungen fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Leistungen fÃ¼r den
Lebensunterhalt nach dem SGB XII (oder Arbeitslosengeld II nach dem
Sozialgesetzbuch Zweites Buch â�� Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende â�� ) vor,
ist nÃ¤mlich regelmÃ¤Ã�ig von Unzumutbarkeit auszugehen (BSG Urteil vom 4.
April 2019 â�� B 8 SO 10/18 R -, juris Rn.Â 15; Urteil vom 29.Â September 2009 â�� 
B 8 SO 23/08 R â�� BSGE 104, 219 = SozR 4-3500 Â§ 74 Nr. 1, juris Rn. 17; Urteil
vom 25. August 2011 â�� BÂ 8 SO 20/10 R â�� BSGE 109, 61 = SozR 4-3500 Â§ 74
Nr. 2, juris Rn. 25).
Dies ist hier der Fall. Der KlÃ¤ger erhÃ¤lt neben seiner Altersrente aufstockend
Leistungen der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung nach dem SGB
XII.

b.)
Liegt â�� wie hier â�� BedÃ¼rftigkeit im Sinne des vierten Kapitels des SGB XII vor,
ist nunmehr zu prÃ¼fen, ob dem KlÃ¤ger dennoch die Tragung der
Bestattungskosten zuzumuten ist, insbesondere â�� trotz der Ausschlagung der
Erbschaft â�� im Hinblick auf den Nachlass seiner verstorbenen Schwester.
MaÃ�gebender Zeitpunkt fÃ¼r die Beurteilung der BedÃ¼rftigkeit bzw.
Unzumutbarkeit aus anderen GrÃ¼nden ist nach Sinn und Zweck der Regelung des 
Â§ 74 SGB XII sowie nach allgemeinen sozialrechtlichen GrundsÃ¤tzen die
FÃ¤lligkeit (vergleiche Â§ 271 BGB) der jeweiligen Forderungen, die den
Bestattungskosten zugrunde liegen; denn der â��Leistungsfallâ�� ist die
Verbindlichkeit, nicht die erforderliche Bestattung selbst (BSG Urteil vom 4. April
2019 â�� B 8 SO 10/18 R â�� juris Rn. 17, Urteil vom 29. September 2009 â�� B 8
SO 23/08 R â�� juris Rn. 17 und Urteil vom 25. August 2011 â��Â B 8 SO 20/10 R
â�� juris Rn. 25). Die Bestattungskosten, LeichenschaugebÃ¼hr mit Rechnung vom
11. Januar 2021, Rechnung des Bestattungsinstituts vom 8. Februar 2021,
GebÃ¼hrenbescheid fÃ¼r Friedhofs- und BestattungsgebÃ¼hren der Stadt A1 vom
11. Februar 2021 sowie der GebÃ¼hrenbescheid fÃ¼r Feuerbestattung der Stadt
A1 ebenfalls vom 11. Februar 2021, wurden sofort fÃ¤llig (Rechnung des
Bestattungsinstituts) bzw. waren spÃ¤testens bis zum 10. Februar 2021 bzw. bis
zum 16. MÃ¤rz 2021 zu zahlen (Rechnung des Z2-Klinikums bzw.
GebÃ¼hrenbescheide der Stadt A1).

c.)
ZunÃ¤chst ist nun festzustellen, dass zu dem maÃ�geblichen Zeitpunkt bzw. dem
maÃ�geblichen Zeitraum (8. Februar 2021 bis 16. MÃ¤rz 2021) der FÃ¤lligkeit der
Rechnungen im Zusammenhang mit der Bestattung der Schwester des KlÃ¤gers
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sich tatsÃ¤chlich nach der Abbuchung von Ã¼berzahlten Leistungen der Hilfe zur
Pflege am 15. Januar 2021 durch den Beklagten gerade noch 518,60 â�¬ befanden.
Des Weiteren ist zu festzustellen, dass der KlÃ¤ger bereits am 26. Januar 2021
formlos und am 16. Februar 2021 fÃ¶rmlich zur Niederschrift beim Amtsgericht A1
die Erbschaft ausgeschlagen hatte, mit der Folge, dass er ab diesem Zeitpunkt
rÃ¼ckwirkend nicht Erbe seiner Schwester geworden war und insbesondere
keinerlei Anspruch mehr auf Auskunft Ã¼ber die VermÃ¶gensverhÃ¤ltnisse und den
konkreten Kontostand hatte.
Nach dem letzten Kenntnisstand des KlÃ¤gers Ã¼ber den Nachlass seiner
Schwester standen damit einem Guthaben von 518,60 â�¬ Verbindlichkeiten in
HÃ¶he von fast 44.000 â�¬ gegenÃ¼ber. Ferner hatte der KlÃ¤ger keine
MÃ¶glichkeit mehr gehabt, Kenntnis von der Gutschrift hinsichtlich des
Heimentgeltes in HÃ¶he von 3.077,68 â�¬ erhalten zu kÃ¶nnen.

Ausgehend von dieser Konstellation ist es fÃ¼r den Senat dem KlÃ¤ger unter
BerÃ¼cksichtigung aller UmstÃ¤nde des konkreten Einzelfalles nicht zumutbar die
angefallenen Bestattungskosten im Zusammenhang mit dem Tode seiner Schwester
selbst zu tragen.
ZunÃ¤chst ist nochmals festzustellen, dass der KlÃ¤ger davon ausgehen konnte und
durfte, dass der Nachlass seiner Schwester massiv Ã¼berschuldet war und im
Hinblick auf das zuletzt ihm bekannte Guthaben von 518,60 â�¬ einerseits und
Verbindlichkeiten in HÃ¶he von fast 44.000 â�¬ andererseits keine ausreichenden
Mittel zur Erstattung der Bestattungskosten vorhanden waren.
Der seinerzeit nicht rechtskundig vertretene KlÃ¤ger war auch weder vom
Beklagten, dem seit dem Hinweis des Nachlasspflegers mit Schreiben vom 22. Juni
2021 bekannt war, dass der KlÃ¤ger den Nachlass ausgeschlagen hatte, noch vom
Nachlasspfleger darauf hingewiesen worden, dass er als Bestattungspflichtiger
unter UmstÃ¤nden dennoch seine Bestattungskosten bevorrechtigt im Rahmen der
Nachlassinsolvenz geltend machen kÃ¶nnte (Â§ 324 Abs. 1 Nr. 2 Insolvenzordnung
). Wobei in dem Zusammenhang allerdings auch noch zu berÃ¼cksichtigen wÃ¤re,
dass bei MasseunzulÃ¤nglichkeit â�� wie hier â�� die in Â§ 324 Abs. 1 InsO
bezeichneten Verbindlichkeiten den Rang des Â§ 209 Abs. 1 Nr. 3 InsO haben und
damit die Masseverbindlichkeiten des Â§ 324 Abs. 1 InsO die letzte Rangstelle vor
den UnterhaltsansprÃ¼chen einnehmen und daneben die Kosten des
Insolvenzverfahrens den Masseverbindlichkeiten im Rang vorgehen (Â§ 53 InsO).
Dies heiÃ�t aber, selbst wenn nicht schon das AGB-Pfandrecht der S1kasse
hinsichtlich eines Anspruches mÃ¶glichen Anspruches des KlÃ¤gers auf Erstattung
der Bestattungskosten im Rahmen der Insolvenz bevorrechtigt gewesen sein sollte,
ausgehend von dem Guthaben in HÃ¶he von dann 3.596,28 â�¬ noch auf jeden Fall
bevorrechtigt die GebÃ¼hren des Nachlassgerichts und der Nachlasspflegschaft (in
HÃ¶he von mindestens 1.063 â�¬ â��Â siehe Schreiben und Nachlassverzeichnis
des Nachlasspflegers vom 27. Juli 2021Â â�� Bl.Â 361/360Â VA) abzuziehen
gewesen wÃ¤ren. Damit wÃ¤ren im gÃ¼nstigsten Fall wohl nur 2.533,28Â â�¬
verblieben und hÃ¤tten die Bestattungskosten in HÃ¶he von insgesamt 3.239,77
â�¬ in HÃ¶he von 706,49 â�¬ auf jeden Fall nicht aus dem Nachlass gedeckt
werden kÃ¶nnen und wÃ¤ren damit ohnehin vom Beklagten zu Ã¼bernehmen
gewesen.
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d.)
Die EinwÃ¤nde des Beklagten verhelfen der Berufung auch im Ã�brigen nicht zum
Erfolg.
Soweit der Beklagte nÃ¤mlich geltend macht, es wÃ¤re Sache des KlÃ¤gers
gewesen, gegebenenfalls nochmals beim Nachlasspfleger wegen der
Bestattungskosten nachzufragen und vorstellig zu werden, und da der KlÃ¤ger dies
unterlassen habe, gehe dies zulasten des KlÃ¤gers und nicht des Beklagten, teilt
der Senat diese Auffassung nicht. Wie bereits oben ausgefÃ¼hrt hatte der KlÃ¤ger
zum einen aufgrund der Ausschlagung der Erbschaft keinerlei Informationen mehr
Ã¼ber den aktuellen Kontostand, insbesondere die RÃ¼ckerstattung von
Heimentgelt. Er konnte und durfte vielmehr davon ausgehen, dass den
Verbindlichkeiten von Ã¼ber 44.000 â�¬ zum Zeitpunkt seiner Ausschlagung
gerade noch ein Guthaben von 518,60 â�¬ gegenÃ¼berstand und damit
hinsichtlich der Bestattungskosten keinerlei Mittel aus dem Nachlass mehr
vorhanden waren.
Hier ist durchaus noch zusÃ¤tzlich zu berÃ¼cksichtigen, dass der KlÃ¤ger seinerzeit
auch nicht rechtskundig vertreten war und es sich vor diesem Hintergrund auch
fÃ¼r den Senat nicht erschlieÃ�t, aufgrund welcher Erkenntnisquellen er hÃ¤tte
ohne weiteres erkennen kÃ¶nnen, dass hier mÃ¶glicherweise die Bestattungskosten
bevorrechtigt im Rahmen der Nachlassinsolvenz bzw. gegenÃ¼ber dem AGB-
Pfandrecht der S1kasse noch zu bedienen gewesen wÃ¤ren.
Hier hÃ¤tte es zum einen schon nahegelegen, dass der Beklagte, der aufgrund des
Antrags des KlÃ¤gers vom Januar 2021 bekanntlich Kenntnis von den entstandenen
Bestattungskosten hatte, den KlÃ¤ger gegebenenfalls hierauf hingewiesen hÃ¤tte
â�� im Ã�brigen wie sich hier jetzt zeigt durchaus in dessen eigenem Interesse.
DarÃ¼ber hinaus hÃ¤tte sich hier â�� wie vom Beklagten vertretenÂ â�� unter
UmstÃ¤nden auch eine Hinweispflicht des Nachlasspflegers ergeben kÃ¶nnen.
Vom KlÃ¤ger kann in dem Zusammenhang allerdings nicht verlangt werden,
nunmehr gegen den Nachlasspfleger ein Verfahren wegen Amtspflichtverletzung
mit durchaus offenem Ausgang betreiben zu mÃ¼ssen. Hier bleibt es vielmehr dem
Beklagten unbenommen einen mÃ¶glichen Amtshaftungsanspruch gemÃ¤Ã� Â§ 93
SGB XII gegen den Nachlasspfleger bzw. gegebenenfalls auch einen
entsprechenden Anspruch auf Auszahlung gegenÃ¼ber der S1kasse im
Zusammenhang mit dem AGB-Pfandrecht, das jedenfalls nach Auffassung des
Beklagten nicht bevorrechtigt gewesen sei, auf sich Ã¼berzuleiten und
gegebenenfalls gerichtlich geltend zu machen.

Im Ergebnis ist damit dem KlÃ¤ger die Tragung der (angemessenen)
Bestattungskosten der Beerdigung seiner verstorbenen Schwester nicht zuzumuten
und hat der Beklagte vielmehr diese gemÃ¤Ã� Â§ 74 SGB XII zu Ã¼bernehmen.

3.
Aus diesen GrÃ¼nden ist die Berufung des Beklagten zurÃ¼ckzuweisen.

III.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG. 
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GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision (Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 und 2 SGG) liegen
nicht vor. Â 

Â 

Erstellt am: 27.12.2023

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            14 / 14

https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
http://www.tcpdf.org

